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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 02.03.2025, S. 23 

[Gastkommentar von Thomas Vellacott] Was sind Versprechen vor einer 
Abstimmung wert? Die Umweltverbände haben das Stromgesetz mit 16 
Grosswasserkraftwerken mitgetragen – auch weil ihnen das Beschwerde-
recht garantiert wurde. Kippt das Parlament dies nun, schadet es auch der 
Energiewende. (Link) 

 

 02.03.2025, S. 13 

Comeback der Kontingente. Der Bundesrat plant eine scharfe Schutzklau-
sel gegen die Zuwanderung und sieht darin elf Jahre nach dem Ja zur 
Masseneinwanderung der SVP auch Kontingente vor. Darf er das tun? 
Oder muss er es sogar? (Link) 

 

 05.03.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Lukas Schaub] Abstimmungskampf von der Kanzel? 
Im Zusammenhang mit der Neuauflage der Konzernverantwortungsinitiati-
ve stellt sich erneut die Frage, ob die Landeskirchen bei Abstimmungs-
kämpfen intervenieren dürfen. (Link) 

 

 07.03.2025, S. 18 

[Gastkommentar von Paul Richli] Die Grundrechte nicht aushöhlen. Die 
Juso-Erbschaftssteuerinitiative verstösst in verschiedenen Punkten gegen 
die Verfassung, so etwa durch die geplante Aushöhlung der Wirtschafts-
freiheit und der Eigentumsgarantie wie auch gegen das Verbot der konfis-
katorischen Besteuerung. (Link) 

 

 

10.03.2025, S. 2 

Keine Firma zahlt den Parteien mehr als die UBS. Die Bürgerlichen finan-
zieren sich weitgehend durch Spenden aus der Wirtschaft. Trotzdem über-
lässt Bundesrätin Karin Keller-Suter eine Kernfrage der Bankenregulierung 

https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/schweizer-stromgesetz-streichung-des-beschwerderechts-gefaehrdet-energiewende-ld.1872718
https://www.nzz.ch/schweiz/vom-toten-buchstaben-zum-rettungsring-die-kontingente-sind-zurueck-ld.1873287
https://www.nzz.ch/meinung/der-abstimmungskampf-von-der-kanzel-ist-rechtlich-zulaessig-ld.1867062
https://www.nzz.ch/meinung/die-erbschaftssteuerinitiative-hoehlt-grundrechte-aus-ld.1872857


 

   3 

 

dem Parlament. Ist die Unabhängigkeit gewährleistet? (Link) 

 

 14.03.2025, S. 7 

Die ungewisse Zukunft der Zauberformel. Bei den nächsten Rücktritten 
wird es möglicherweise Änderungen in der Zusammensetzung des Bun-
desrats geben. (Link) 

 

 22.03.2025, S. 23 

Mieten steigen so stark wie seit 20 Jahren nicht. Im Jahr 2024 haben die 
Mieten in der Schweiz um 4,5 % zugelegt. Der Trend könnte sich fortset-
zen. Wohnen wird immer stärker zum Politikum, wie verschiedene Volks-
initiativen zeigen. (Link) 

 

 

25.03.2025, S, 17 

Kanton will integrative Schule abschwächen. Bristanes Ja zur Förderklas-
seninitiative. Mit 96 gegen 77 Stimmen befürwortet das Parlament die Ini-
tiative, die auf mehr Separation setzt. Es ist eine Weichenstellung. (Link) 

 

 27.03.2025, S. 17 

Schaffhausen muss Ständeratswahl wiederholen. Das Bundesgericht hebt 
die Wahl von Simon Stocker auf, weil er bei Frau und Kind in Zürich wohn-
te. (Link) 

 

 

27.03.2025, S. 4 

Bundesgericht entzieht Ständerat Stocker das Mandat. Simon Stockers 
Wahl war die Politsensation im Herbst 2023. Nun urteilt das oberste Ge-
richt, dass der SP-Ständerat seinen Wohnsitz nicht in Schaffhausen hatte. 
Der Kanton muss Neuwahlen ansetzen. (Link) 

 

https://www.tagesanzeiger.ch/ubs-bankenregeln-kommen-ins-parlament-569978452823
https://www.nzz.ch/schweiz/nach-der-bundesratswahl-wer-tritt-als-naechstes-zurueck-und-was-passiert-mit-der-zauberformel-ld.1875117
https://www.nzz.ch/finanzen/schweizer-mieten-2024-hoechster-anstieg-seit-20-jahren-ld.1876482
https://www.tagesanzeiger.ch/kantonsrat-zuerich-stimmt-foerderklassen-initiative-zu-335917491898
https://www.nzz.ch/schweiz/weil-er-nicht-in-schaffhausen-sondern-in-zuerich-bei-frau-und-kind-wohnte-bundesgericht-hebt-wahl-von-staenderat-simon-stocker-auf-ld.1877166
https://www.tagesanzeiger.ch/simon-stocker-bundesgericht-entzieht-staenderat-das-mandat-937300185974
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 28.03.2025, S. 17 

[Meinungsbeitrag von Hansueli Schöchli] Lockvogel-Initiativen sind der 
Preis der Demokratie. Volksbegehren ohne geklärte Finanzierung können 
zu verantwortungslosen Entscheiden führen. Doch unser System muss 
das aushalten. (Link) 

 

 

28.03.2025, S. 2 

Die Wohnsitzpflicht empört Politikerinnen. Der Fall des abgesetzten 
Schaffhauser Ständerats Simon Stocker wirft auch für andere Polit-Paare 
Fragen auf. Politikerinnen halten die heutigen Regeln für nicht praktikabel. 
(Link) 

 

 29.03.2025, S. 11 

Städte und Kantone sind gegen die geplante Aufhebung des AKW-
Neubauverbots. Der Gegenvorschlag des Bundesrats zur Blackout-
Initiative kommt in der Vernehmlassung schlecht weg. (Link) 

 

 30.03.2025, S. 13 

Falsche Adresse: Die Wohnsitzpflicht hat schon so manchen Politiker um 
sein Amt gebracht. Kein Amt ohne Wohnsitz in der Gemeinde. Was der 
abgesetzte Ständerat Simon Stocker erlebt hat, ist schon manchem Politi-
ker, Richter oder Pfarrer zum Verhängnis geworden. Nun wird der Ruf 
nach Flexibilität lauter. (Link) 

 

 

 

 

 

 

https://www.nzz.ch/meinung/hoehere-renten-billigere-krankenkassen-mehr-ferien-lockvogel-initiativen-sind-ein-unvermeidlicher-preis-der-direkten-demokratie-ld.1877410
https://www.tagesanzeiger.ch/fall-simon-stocker-bundesgerichtsurteil-empoert-politikerinnen-471790182164
https://www.nzz.ch/schweiz/aufhebung-des-akw-verbots-staedte-und-kantone-verweigern-bundesrat-roesti-die-gefolgschaft-ld.1877753
https://www.nzz.ch/schweiz/falsche-adresse-die-wohnsitzpflicht-hat-schon-so-manchen-politiker-um-sein-amt-gebracht-ld.1877655
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2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 12. Dezember 2024 (1C_487/2024 et al.)1 

Eidgenössische Abstimmung vom 25. September 2022 über die Reform 
der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV 21) – Das Bundesge-
richt weist die Stimmrechtsbeschwerde ab. Die Beschwerdeführer ver-
langten die nachträgliche Aufhebung der Abstimmung, da die allgemeine 
Informationslage im Vorfeld der Volksabstimmung den Stimmberechtigten 
eine freie Willensbildung verunmöglicht habe. Namentlich sei die Informa-
tion über den Finanzierungsbedarf der AHV bis 2032 falsch gewesen, die 
unter anderem im Abstimmungsbüchlein verbreitet wurde. Das Bundes-
gericht rügt zwar, der Bundesrat hätte diesbezüglich mehr Vorsicht wal-
ten lassen und den Prognosecharakter des Finanzierungsbedarfs beto-
nen müssen. Letztlich lässt das Bundesgericht jedoch offen, ob die In-
formationslage genügend schwer beeinträchtigt war, um eine nachträgli-
che Aufhebung der Abstimmung zu rechtfertigen. Denn so oder so stünde 
die Rechtssicherheit in diesem Fall einer Aufhebung entgegen. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 11. Februar 2025 (1C_137/2024) 

Beschluss des Zürcher Regierungsrats über die Änderung einer Verord-
nung – Das Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein. Der Be-

schwerdeführer rügte, eine Verordnungsänderung hätte dem Referendum 
unterstellt werden müssen, welche den Maximalbetrag für die finanzielle 
Unterstützung von Minderheiten mit besonderen Schutzbedürfnissen von 
Fr. 1 Mio. auf Fr. 2 Mio. erhöht hatte. Da es sich dabei aber weder um ei-
nen Ausgabenbeschluss handelt noch der Kanton Zürich ein Verord-
nungsreferendum kennt, untersteht der angefochtene Beschluss laut 
Bundesgericht von vornherein nicht dem Referendum und damit auch 
nicht der Stimmrechtsbeschwerde. 

 

 

 
1 Zur Publikation vorgesehen. 

http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F12-12-2024-1C_487-2024&lang=de&type=show_document
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=5&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F11-02-2025-1C_137-2024&number_of_ranks=962


 

   6 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 18. Februar 2025 (1C_402/2024) 

Kommunale Urnenabstimmung über die Erneuerung des Zumiker Dorf-
platzes inklusive der Auflösung eines Pachtvertrags – Das Bundesgericht 
weist die Stimmrechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Die Be-
schwerdeführer rügten, für eine durch die Auflösung des Pachtvertrags 
notwendige Entschädigungszahlung an eine Aktiengesellschaft im Eigen-
tum der Gemeinde Zumikon hätte den Stimmberechtigten ein Verpflich-
tungskredit unterbreitet werden müssen. Das Bundesgericht stützt jedoch 
die Ansicht der Vorinstanz, wonach es sich dabei um eine gebundene 
Ausgabe handle, welche die Stimmbevölkerung bereits mit ihrem Ab-
stimmungsentscheid billige. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 18. Februar 2025 (1C_631/2023) 

Kommunale Urnenabstimmung über die Ausgabenbewilligung für die Er-
stellung einer Asylunterkunft – Das Bundesgericht weist die Stimm-
rechtsbeschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Laut dem Bundesgericht 
bestand im vorliegenden Fall insbesondere kein Anspruch auf eine Nach-
zählung des Abstimmungsergebnisses. Der Beschwerdeführer habe we-
der konkrete Anhaltspunkte für eine fehlerhafte Auszählung oder für ein 
gesetzeswidriges Verhalten der zuständigen Organe glaubhaft gemacht 
noch seien solche ersichtlich. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 20. Februar 2025 (1C_236/2024)2 

Ausgabenbeschluss des Solothurner Kantonsrats – Das Bundesgericht 
heisst die Beschwerde gut und hebt den Kantonsratsbeschluss auf. Die 
Beschwerdeführerin rügte, der Beschluss des Kantonsrats sei zu Unrecht 
nicht dem Finanzreferendum unterstellt worden. Die Solothurner Kan-
tonsverfassung sieht für neue einmalige Ausgaben von mehr als Fr. 5 
Mio. ein obligatorisches Referendum vor, wobei die entsprechende 
Schwelle für Strassenprojekte gemäss Solothurner Strassengesetz bei 
Fr. 25. Mio. liegt. Der Ausgabenbeschluss des Kantonsrats umfasste 
rund Fr. 20 Mio., welche in erster Linie für Strassenprojekte verwendet 
werden sollten. Da jedoch ein Anteil von mehr als 5 Mio. Franken in Ei-
senbahnanlagen und damit nicht in Strassenprojekte geflossen wären, 
wurde der gemäss Bundesgericht einschlägige Schwellenwert der Kan-

 
2 Zur Publikation vorgesehen. 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F18-02-2025-1C_402-2024&number_of_ranks=962
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F18-02-2025-1C_631-2023&number_of_ranks=963
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F20-02-2025-1C_236-2024&number_of_ranks=962
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tonsverfassung überschritten. Der Beschluss muss somit dem obligatori-
schen Referendum unterstellt werden. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 4. März 2025 (1C_69/2025) 

Akteneinsicht ins Protokoll der Anhörung von Isabel Garcia durch den 
Kantonsrat vom 4. Mai 2023 – Das Bundesgericht tritt auf die Beschwer-
de des Zürcher Kantonsrats gegen eine Verfügung des Zürcher Verwal-
tungsgerichts nicht ein, mit der das Verwaltungsgericht die Akteneinsicht 
in das entsprechende Protokoll gewährt hatte. Es sei nicht ersichtlich, 
weshalb sich Personen an Anhörungen vor Organen des Kantonsrats aus 
Angst vor einer Verwendung ihrer Aussagen in späteren Gerichtsverfah-
ren nicht mehr offen äussern sollten, wenn die betreffende Person wie 
vorliegend selbst einer solchen Verwendung zustimmt. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 24. März 2025 (1C_467/2024)3 

Ständeratswahl des Kantons Schaffhausen vom 19. November 2023 – 
Das Bundesgericht heisst die Beschwerde gegen einen Entscheid des 
Schaffhauser Obergerichts gut und hebt die Wahl von Simon Stocker in 
den Ständerat auf. Namentlich urteilt das Gericht, dass Stocker die kan-
tonalrechtlichen Voraussetzungen zur Wählbarkeit nicht erfüllt habe. Die 
Schaffhauser Kantonsverfassung und das entsprechende Wahlgesetz 
sehen vor, dass nur wählbar ist, wer im Kanton wohnhaft ist. Entgegen 
dem Obergericht ist das Bundesgericht der Ansicht, dass Stocker seinen 

politischen Wohnsitz zum Zeitpunkt der Wahl nicht im Kanton Schaffhau-
sen gehabt habe. Weder habe er über einen von seiner Ehefrau und sei-
nem Sohn, die in Zürich wohnten, getrennten Wohnsitz verfügt noch habe 
er seinen Lebensmittelpunkt nach Schaffhausen verschoben. Das Bun-
desgericht hebt die Wahl von Stocker deshalb auf, aus Rechtssicher-
heitsüberlegungen jedoch nur ex nunc. Entsprechend seien die Entschei-
de, an denen Stocker im Ständerat mitwirkte, trotz ungültiger Wahl weder 
nichtig noch anfechtbar. Gemäss Bundesgericht muss nun eine Neuwahl 
angesetzt werden; Thomas Minder, der bei der vermeintlichen Wahl Sto-
ckers am zweitmeisten Stimmen erhielt, wird nicht für gewählt erklärt. 

 

 
3 Zur Publikation vorgesehen. 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F04-03-2025-1C_69-2025&number_of_ranks=962
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F24-03-2025-1C_467-2024&number_of_ranks=962
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2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Beschluss des Regierungsrats Luzern vom 11. Juni 2024 

(LGVE 2024 VI Nr. 6) 

Ungültigerklärung einer Gemeindeinitiative – Der Regierungsrat heisst die 
Stimmrechtsbeschwerde gut. Die vom Gemeinderat für ungültig erklärte 
«nicht-ausformulierte» Initiative forderte, dass die Altstadt der Gemeinde 
als verkehrsfreie Zone definiert wird. Der Regierungsrat entschied, dass 
die Initiative zwar nicht der Erlass von Verkehrsanordnungen verlangen 
könne, da dieser in die Zuständigkeit des Gemeinderats falle. Hingegen 
könne die Initiative in zulässiger Weise über eine verkehrsfreie Nut-
zungszone umgesetzt werden. Entsprechend sei die Initiative gültig. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft vom 26. September 2024 

(810 24 134) 

Stille Wahl des Gemeindepräsidiums – Das Kantonsgericht weist die 
Stimmrechtsbeschwerde ab. Der Beschwerdeführer rügte, dass die Stille 
Wahl einer zuvor in Urnenwahl gewählten Gemeinderätin zur Gemeinde-
präsidentin ungültig sei. Das Kantonsgericht urteilt demgegenüber, dass 
die Voraussetzungen für eine Stille Wahl erfüllt waren. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 23. Januar 2025 
(VB.2024.00677) 

Ungültigerklärung der kommunalen Volksinitiative «Ja zu einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung» – Das Zürcher Verwaltungsgericht heisst die 
Stimmrechtsbeschwerde teilweise gut und befindet die kommunale Initia-
tive für teilgültig. Das Gemeindeparlament der Stadt Dietikon habe die Ini-
tative zu Unrecht für mit übergeordnetes Recht unvereinbar und vollum-
fänglich ungültig erklärt. Gemäss Verwaltungsgericht ist eine teilweise 
Übertragung der Kompetenz zur politischen Planung auf das Gemeinde-
parlament mit dem Zürcher Gemeindegesetz vereinbar. Auch die Veran-
kerung einer Leitlinie in der Gemeindeordnung, wonach gewisse Regio-
nen als Erholungszonen zu erhalten seien, bedinge keinen Verstoss ge-
gen übergeordnete Planungsentscheide. Hingegen sei die Initiative so-
weit weder durchführbar als mit übergeordnetem Recht vereinbar, als sie 
die Rechtsanwendung bei der Gewährung von Baubewilligungen in ge-

https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=11053
https://bl.swisslex.ch/doc/claw/8aa99235-ac39-4085-9d23-5d0d70c82367/source/hitlist-search
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224652&W10_KEY=12451316&nTrefferzeile=5&Template=standard/results/document.fiw


 

   9 

 

wisser Hinsicht von der Einwohnerzahl abhängig machen will. 

 

 

Beschluss des Regierungsrats Luzern vom 6. Februar 2025 
(LGVE 2025 VI Nr. 1) 

Beschluss der Delegiertenversammlung eines Gemeindeverbandes – Der 
Regierungsrat tritt nicht auf die Stimmrechtsbeschwerde einer Verbands-
gemeinde ein. Öffentlich-rechtliche Körperschaften seien keine Träger 
der politischen Rechte und damit grundsätzlich nicht befugt, Stimm-
rechtsbeschwerde zu erheben. Der Regierungsrat behandelt das 
Rechtsmittel schliesslich als Gemeindebeschwerde und hebt den Be-
schluss der Delegiertenversammlung im Resultat trotzdem auf. 

 

 

Urteil des Obergerichts Graubünden vom 11. Februar 2025 

(VR1 24 1006) 

Gültigerklärung einer kommunalen Initiative zur Neuauflage einer Orts-
planungsrevision – Das Obergericht heisst die Stimmrechtsbeschwerde 
gegen die Gültigerklärung der Initiative durch den Gemeinderat gut und 
erklärt die Initiative für ungültig. Gemäss dem Obergericht lässt sich der 
Initiativtext nicht bundesrechtskonform auslegen. Die geforderte raum-
planerische Anpassung der Ortsplanung verstosse gegen den Grundsatz 
der Planbeständigkeit nach dem RPG. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 13. Februar 2025 

(III 2024 206) 

Beschluss der Gemeindeversammlung über den Voranschlag 2025 und 
den Steuerfuss 2025 der Gemeinde Schwyz – Das Schwyzer Verwal-
tungsgericht weist die Beschwerde ab. Der Beschwerdeführer rügte, der 
Beschluss widerspreche geltendem Recht. 

 

 

Urteil des Obergerichts Graubünden vom 14. Februar 2025 

(VR1 24 1003) 

Beschluss der Gemeindeversammlung – Das Obergericht tritt auf die 
Stimmrechtsbeschwerde nicht ein; diese sei verspätet. 

https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=11054
https://entscheidsuche.gr.ch/?dec=e4c4b2cf3145499596e101ef8bb1a7c6&index=OG&locale=de
https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=d47ede6272ad4b9db6b005635c424c7f&index=TRI&locale=de
https://entscheidsuche.gr.ch/?dec=59cda1d947ee463ebd543981acfa1d11&index=OG&locale=de
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Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 6. März 2025 (ACST/12/2025) 

Beschlüsse des Genfer Staatsrats über die Publikation von zwei Gesetzen 
und das fakultative Referendum gegen diese – Das Kantonsgericht tritt auf 
die Stimmrechtsbeschwerde nicht ein, da diese offensichtlich unzulässig 
sei. Die Beschwerdeführer rügten, dass der Staatsrat in seinen Beschlüs-
sen die vom Kantonsparlament gewählten Gesetzestitel übernommen hat-
te. Diese Titel hielten sie für irreführend, was die Unterschriftensammlung 
für ein Referendum beeinflussen könne. Laut dem Kantonsgericht war der 
Staatsrat jedoch bereits aus Gründen der Gewaltenteilung gehalten, den 
vom Kantonsparlament erlassenen Titel zu übernehmen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 20. März 2025 (GE.2024.0289) 

Ablehnung des Antrags eines Schülers an seine Schule, im Hinblick auf 
die eidgenössischen Wahlen eine kontradiktorische Debatte mit Kandida-
ten verschiedener Parteien durchzuführen – Das Kantonsgericht weist die 
Beschwerde ab, soweit sie darauf eintritt. Der Schüler rügte unter ande-
rem, in seinen politischen Rechten verletzt worden zu sein. Darauf kann 
sich der Schüler laut dem Gericht jedoch nicht berufen; die Ablehnung 
seines Antrags hindere ihn insbesondere nicht daran, sein Stimmrecht 
frei auszuüben. Vielmehr wäre die Schule, hätte sie eine solche Debatte 
organisiert, in Gefahr gelaufen, einen unzulässigen Einfluss auf die Schü-
ler auszuüben. 

 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 keine 

 

 

 

 

 

https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3393183
https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=184830&W10_KEY=9938109&nTrefferzeile=5&Template=search/standard/results/document.fiw
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen4 

- Initiativen im Sammelstadium (15) (+1) 
- In Auszählung (0) (0) 
- Beim Bundesrat hängig (7) (-3) 
- Beim Parlament hängig (13) (+3) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (0) (0) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 11. März 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative «Für eine volksorientierte Politik (No 
Lobbying)» hat die Vorprüfung bestanden. Die Sammelfrist läuft bis am 
25. September 2026. (BBl 2025 1008) 

 

 

4. Publikationen 

 

 BIERI-EVANGELISTI PETER, Die Legitimation bei der abstrakten Normenkon-
trolle: Braucht es ein aktuelles Rechtsschutzinteresse? Recht 2025, S. 36 
ff. (Link) 

 

 

CAPAUL RAPHAEL, Agenda Setting in der Schweizer Politik, Zur Auslösung 
von Gesetzgebungsarbeiten auf Bundesebene, Schriften zur Demokratie-
forschung, Zürich/Genf 2025 (Verlag) 

 

 

COTTIER THOMAS, Europa als Verfassungsfrage: Ulrich Ochsenbein und 
der Sonderbund der Gegenwart, SJZ 121/2025, S. 252 ff. (Link) 

 

 
4 Stand 31. März 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/1008
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/ec1a5a78-13f1-4acc-977e-cb13c31b8611
https://www.schulthess.com/buchshop/fachkatalog/detail/ISBN-9783725599455/Capaul-Raphael/Agenda-Setting-in-der-Schweizer-Politik
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/fe92dcc8-9fb5-4e24-bce6-e10bbc2ce177
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 GIANOLA GIADA, Bring the Public In: Assessing Non-Participants’ Legitima-
cy Perceptions of a Digal Democratic Innovation in a Swiss Experiment, 
SPSR vom 26. März 2025 (Link) 

 

 

GONIN LUC/SEILER HANSJÖRG, Gesetzgebungsstaat vs. Richterstaat, Unter 
Einbezug des Völkerrechts, Bern 2025 (Verlag) 

 

 LASBLEIZ NINA/OBRECHT LILIANE, Le droit d’accès aux codes sources des 
systèmes algorithmiques utilisés par l’administration publique, sui generis 
2025, S. 1 ff. (Link) 

 

 MAHON PASCAL, Les tribunaux dans la nouvelle Constitution fédérale et le 
rôle du juge, entre indépendance de la justice, État de droit et démocratie, 
«Justice – Justiz – Giustizia» 2025/1 [Forum] (Link) 

 

 WALKENHORST JANINA/SCHUPPERT FABIAN, Der Mehrwert von Bevölkerungs-
räten für die Klimapolitik, DeFacto vom 14. März 2025 (Link) 

 

 

WIEDERKEHR RENÉ/EGGENSCHWILER STEFAN, Die allgemeine Beschwerde-
befugnis Dritter, Eine Praxisorientierte Übersicht drittbetroffener Parteien, 

2. Auflage, Bern 2025 (Verlag) 

 

 

 

 

 

 

 

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/spsr.12656
https://staempflirecht.ch/gesetzgebungsstaat-vs-richterstaat/ean-9783727226328
https://sui-generis.ch/article/view/sg.271/7411
https://richterzeitung.weblaw.ch/rzissues/2025/1/les-tribunaux-dans-l_877c218108.html__ONCE
https://www.defacto.expert/2025/03/14/der-mehrwert-von-bevoelkerungsraeten-fuer-die-klimapolitik/
https://www.schulthess.com/buchshop/detail/ISBN-9783727272233/Wiederkehr-Rene-Eggenschwiler-Stefan/Die-allgemeine-Beschwerdebefugnis-Dritter?srsltid=AfmBOoqFdTrTsgle4naOh2TvaeM1DUyfP0S4grlUtKRrzHcf6D7cI-eY
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5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

Kontakt: 

 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, BLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

